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2. Fortschreibung der örtlichen ÖPNV-Förderrichtlinien  nach §§ 11 
(2) und 11a ÖPNVG-NRW 
 

II, gez. StK Kreuz 

 
Beschlussvorschlag 

 
1. Der Bericht zur Förderung der Nahverkehrsunternehmen durch die Stadt Hamm wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
2. Als Grundlage für die weitere Förderung der Verkehrsunternehmen gem. §§ 11(2) und 11 a ÖPNVG 
NRW werden die entsprechenden Förderrichtlinien der Stadt Hamm in der beigefügten Fassung 
beschlossen.   
 
3. Die ÖPNV-Förderung erfolgt ausschließlich im Rahmen der durch das Land und den ZRL zur 
Verfügung gestellten Fördermittel, ohne eine Bereitstellung von Eigenmitteln durch die Stadt Hamm. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Auszahlungen / Aufwendungen in €: 1,512 Mio.€ 
 
Einzahlungen / Erträge in €: 1,512 Mio.€ 
 
Städtischer Eigenanteil in €:0,00 
 
Teilergebnisplan des StA/ZD 61: Zeile 15 - Transferaufwendungen 
 
Mittel stehen zur Verfügung. 
 
Erläuterungen: Es handelt ich um Transferzahlungen des Landes. Den jährlichen Ausgaben in Höhe 
von insgesamt ca. 1,512 Mio.€ stehen Einnahmen in gleicher Höhe gegenüber. Der städtische 
Haushalt wird nicht belastet. 
 
 
Beteiligung des RPA: Nein 
 
  
 

Sachdarstellung und Begründung 
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0. Zusammenfassung:  
 
Die Stadt Hamm fördert die hier tätigen Nahverkehrsunternehmen mit einem Gesamtvolumen von ca. 
1,35 Mio. Euro pro Jahr. Die Mittel stammen aus zweckgebundenen Zuweisungen des Landes und 
des ZRL, die die Stadt als Aufgabenträger für die Planung, Finanzierung und Organisation des 
örtlichen ÖPNV im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und der lokalen Handlungsschwerpunkte 
einsetzt.  
 
Gefördert werden u.a. folgende Maßnahmen:  

• Der Betrieb möglichst hochwertiger Busse  
• Verbesserungen bei der Ausstattung der Haltestellen  
• Marketingmaßnahmen zur Gewinnung neuer Fahrgäste 
• Anschubfinanzierung für besondere Fahrplan- oder Tarifangebote  
• Ausgleich der Mindereinnahmen durch die Ausgabe verbilligter Schülertickets 

 
Hinzu kommen ca. 450.000 € pro Jahr aus Landesmitteln zur Förderung des Sozialtickets (MobilAbo 
Hamm), die allerdings nicht Gegenstand dieser Vorlage sind.  
 
Um die einheitliche Behandlung aller Verkehrsunternehmen zu gewährleisten und den 
Ermessensspielraum bei der Gestaltung der Förderschwerpunkte zu nutzen, hat die Stadt Hamm 
folgende Förderrichtlinien erlassen:  

• Förderrichtlinie zur Gewährung von Zuwendungen an die Verkehrsunternehmen des ÖPNV 
nach §11 Abs. 2 ÖPNVG NRW - FöRi-ÖPNV-  

• Förderrichtlinie für den Ausgleich nicht gedeckter Kosten im Ausbildungsverkehr in der Stadt 
Hamm nach § 11a ÖPNVG-NRW - FöRi Ausbildungsverkehr - 

 
Um die Förderverfahren in der Region transparent, einheitlich und effizient zu gestalten, wurden die 
Grundzüge beider Richtlinien gemeinsam von den Gebietskörperschaften im ZRL (Stadt Hamm, 
Kreise UN, MK und HSK) erarbeitet.  
 
Ein anlassbezogener Fortschreibungsbedarf für die Richtlinien kann sich u.a. aufgrund geänderter 
gesetzlicher Rahmenbedingungen, lokaler Schwerpunktsetzungen oder Erkenntnissen aus dem 
operativen Verfahren ergeben. Hinweise und Wünsche der Verkehrsunternehmen spielen dabei eine 
besondere Rolle.  
Zuletzt wurde Im Jahr 2011 aufgrund geänderter Vorgaben des Landes und der EU die FöRi ÖPNV 
neu gefasst (s. Vorlage 0778/11).  
 
Die mit dieser Vorlage zu beschließenden Änderungen beziehen sich hauptsächlich auf die FöRi 
ÖPNV. Im Kern geht es um die Schaffung eines direkten Förderzugangs für den Fahrzeugkauf 
privater Busunternehmen, die im Auftrag der Konzessionsinhaber tätig sind. Insbesondere 
mittelständische Unternehmen aus dem ländlichen Raum haben um diese Möglichkeit gebeten, um 
gegenüber den Geldinstituten ihre Liquidität besser nachweisen zu können.  
Die Gebietskörperschaften aus dem Raum Ruhr-Lippe haben hierfür mit gutachterlicher 
Unterstützung eine mit dem Beihilferecht konforme Lösung gefunden.  
 
Die in 2011 aufgrund der neuen Zuständigkeit der Stadt beschlossene Förderrichtlinie für den 
Defizitausgleich im Ausbildungsverkehr wird mit dieser Vorlage ebenfalls an einigen wenigen Stellen 
aktualisiert, die sich auf Fristen für die von den Unternehmen zu erbringenden Nachweise beziehen.  
 
Über die Anpassungen in den beiden Förderrichtlinien wird in Punkt 2. informiert. Die Förderrichtlinien 
(ohne Anlagen; Formblätter, Antragsvordrucke etc.) sind in der Anlage beigefügt. Die entsprechenden 
Änderungen sind durch Unterstreichung gekennzeichnet.  
 
Zuvor wird in Pt. 1 ein kurzer Überblick über die ÖPNV-Fördermaßnahmen in 2012 und 2013 
gegeben.  
Damit wird auch der formalen Anforderung der EU-Verordnung 1370/2007 entsprochen, die 
Öffentlichkeit über die städtischen Ausgleichsleistungen für den ÖPNV zu informieren.    
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1. Bericht zur Förderung der Verkehrsunternehmen 201 2 und 2013  
 
Über den Einsatz der ÖPNV-Fördermittel wurde zuletzt mit dem „Sachstandsbericht ÖPNV“ 
(Mitteilungsvorlage Nr. 0182/12) für die Förderjahre 2009-2011 informiert.  
 
Auch in 2012 und 2013 stellten wieder alle in Hamm tätigen Verkehrsunternehmen Anträge zur nach 
§ 11(2) ÖPNVG, um Fahrzeuge, Infrastruktur und Marketing fördern zu lassen.  
Neben dem Land NRW hat auch der Zweckverband Schienennahverkehr Ruhr-Lippe (ZRL) 
Fördermittel bereitgestellt, so dass in 2012 insgesamt 697.000,- € und in 2013 583.600,- € für die 
allgemeine ÖPNV-Förderung gemäß den Verwendungszwecken des § 11(2) ÖPNVG an die 
Unternehmen ausgegeben werden konnten.  
Diese Mittel wurden zur Förderung der Betriebsleistungen neuer, hochwertiger Busse, zur 
Verbesserung der Qualität vorhandener Busse, sowie für die Infrastruktur und Servicequalität des 
ÖPNV eingesetzt.  
 
Die Stadtwerke nutzten die Mittel insbesondere zur Modernisierung der Fahrzeugflotte und 
beschafften im Berichtszeitraum 5 neue Gelenkbusse. Weitere 7 Busse wurden mit 
Videoüberwachungsanlagen ausgerüstet. Außerdem wurden aus den Mitteln u.a. neue Wartehallen 
errichtet, der Betrieb des Kundencenters 'Insel' bezuschusst, die kostenlose Busnutzung an 
verkaufsoffenen Sonntagen unterstützt und linienbezogene Fahrplan-Folder erstellt.  
 
Aus den Landesmitteln für den Ausbildungsverkehr (§ 11a ÖPNVG-NRW) erstattet die Stadt den 
Verkehrsunternehmen die Mindereinnahmen aus der verbilligten Abgabe der Tickets für Schüler und 
Auszubildende.  
Der Förderanspruch für jedes Unternehmen wurde auf der Basis der jeweiligen Einnahmen und der 
Betriebsleistungen in Hamm ermittelt.  
In 2012 stellten 6 Verkehrsunternehmen einen entsprechenden Antrag bei der Stadt und erhielten 
Fördermittel in Höhe von 643.000 €. In 2013 wurden insgesamt 642.000 € an sechs Unternehmen 
ausgegeben.  
 
Ein weiterer Fördergegenstand sind die Ausgleichsmittel des Landes für das Sozialticket (MobilAbo 
Hamm), das es seit dem Herbst 2013 auch in Hamm gibt.  
 
Die Mittel des Landes und des ZRL waren in beiden Jahren insgesamt ausreichend, um alle Anträge 
der Unternehmen positiv zu bescheiden. Fördermittel werden nur in der von Land und ZRL 
bereitgestellten Höhe ausgegeben, ohne einen Eigenanteil der Stadt Hamm. Die Förderung der 
ÖPNV-Unternehmen erfolgt somit haushaltsneutral.  
 
Für die mit der Nahverkehrsplanung und der Mittelbewirtschaftung entstehenden Aufwendungen darf 
die Stadt Hamm pauschal 20 % der Landesmittel gem. § 11 (2) ÖPNVG und 12,5 % der Mittel gem. § 
11a ÖPNVG einbehalten. Dieser Rahmen wird voll ausgenutzt. 
 
Im Jahr 2012 wurden insgesamt Fördermittel in Höhe von 1.340.000 € an die Verkehrsunternehmen 
gegeben. In 2013 betrug die Förderung insgesamt 1.386.500 €.  
Die folgende Tabelle gibt i.S.d. EU-Verordnung 1370/2007 einen Überblick der Förderleistungen für 
die Jahre 2012 und 2013:  
 
 
Förderprogramm 
 

Ausgleichs- 
leistungen 

Fördergegenstand 

2012 
ÖPNV-Förderung 
gem.§ 11(2) ÖPNVG 
 

 
697.000,- € 

 
(Land und 

ZRL) 

• Betriebsleistungen neuer, hochwertiger Busse 
• Attraktivierung vorhandener Busse durch 

Nachrüstung technischer Elemente 
• Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur der 

Verkehrsunternehmen 
• Marketing und Service 
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ÖPNV-Förderung 
gem. § 11a ÖPNVG 
(Ausbildungsverkehr) 

 
643.000,- € 

Ausgleich der Mindereinnahmen der Verkehrsunternehmen 
für das Angebot vergünstigter Ausbildungsfahrkarten 
 

Gesamtsumme 2012: 1.340.000,- €  

2013 
ÖPNV-Förderung 
gem.§ 11(2) ÖPNVG 
 
 
 

 
583.600,- € 

 
(Land und 

ZRL) 

• Betriebsleistungen neuer, hochwertiger Busse 
• Attraktivierung vorhandener Busse durch       

Nachrüstung technischer Elemente 
• Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur der       

Verkehrsunternehmen 
• Marketing und Service 

ÖPNV-Förderung 
gem. § 11a ÖPNVG 
(Ausbildungsverkehr) 

 
642.000,- € 

Ausgleich der Mindereinnahmen der Verkehrsunternehmen 
für das Angebot vergünstigter Ausbildungsfahrkarten 

Förderung Sozialticket 
 

160.900,- € Ausgleichsleistungen für die Abgabe verbilligter Tickets für 
Leistungsempfänger (MobilAbo Hamm) 

Gesamtsumme 2013: 1.386.500,- €  

 
2. Fortschreibung der städtischen Förderrichtlinien  für ÖPNV-Unternehmen  
 
2.1. Anpassung der Förderrichtlinie zu § 11(2) ÖPNVG  NRW  - FöRi ÖPNV -  
 
In 2011 musste die Förderung wegen beihilferechtlicher Vorgaben der EU von einem direkten 
Investitionszuschuss zur Beschaffung einzelner Busse auf eine Förderung der Betriebsleistungen für 
besonders hochwertige Busse umgestellt werden. Damit sollte verhindert werden, dass von der 
öffentlichen Hand die Grundausstattung der Verkehrsunternehmen mit Fahrzeugen subventioniert 
wird. Vielmehr sollen nur solche Leistungen bezuschusst werden, die in einem besonderen 
öffentlichen Interesse stehen und die ohne öffentliche Hilfen von den Unternehmen nicht wirtschaftlich 
erbracht werden könnten.  
Diese Vorgabe wurde im Raum Ruhr-Lippe mit der von den Gebietskörperschaften gemeinsam 
entwickelten Rahmenrichtlinie umgesetzt.  
 
Während das neue Förderverfahren bei den kommunalen Verkehrsunternehmen und den größeren 
Privatbetrieben problemlos umgesetzt werden konnte und dort für einen Modernisierungsschub bei 
der Fahrzeugflotte gesorgt hat, ergaben sich vor allem für kleinere Privatunternehmen im ländlichen 
Raum, die ohne eigene Konzession im Auftrag der kommunalen VU fahren, Probleme.  
Ohne die direkte Fahrzeugförderung haben diese Unternehmen häufig Schwierigkeiten bei der 
Kreditaufnahme wegen des Nachweises der Liquidität gegenüber den Banken.  
 
Mit einer sog. 'De-Minimis-Regelung' hat die EU auf diese Problematik reagiert und bietet unter 
bestimmten Voraussetzungen Unternehmen ohne eigene Linienkonzessionen wieder einen direkten 
Förderzugang beim Kauf neuer Busse (EU-Verordnung 360/2012).  
Die Unternehmen können pro Bus einen einmaligen Zuschuss von maximal 40.000 € (max. 500.000,- 
€ in drei aufeinander folgenden Jahren) erhalten. 
 
Die 'Förderrichtlinie ÖPNV' wurde in den Punkten 2, 3, 4 und 5 um die entsprechenden Regelungen 
(z.B. Fördervoraussetzungen, Zweckbindungen, Nachweispflichten) ergänzt.  
 
Über diese Anpassungen hinaus sind folgende, kleinere Änderungen in der Richtlinie erforderlich, die 
der Vereinheitlichung der Fördergrundlagen in der Region dienen:  
 
- Die Fördersätze je Buskilometer werden in Abstimmung mit den Nachbarkreisen leicht reduziert. Im  
  Gegenzug wird die Förderung um ein weiteres Jahr auf 6 Jahre verlängert (s. Pt. 3.2.2) 
 
- Da die Verkehrsunternehmen inzwischen bereits gesetzlich zum Einsatz der emissionsarmen   
  Motorentechnik gem. Euro-VI-Norm verpflichtet sind, entfällt die entsprechende Zusatzförderung  
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- Um den Einsatz neuer Fahrzeuge vor Ort zu fördern, müssen die Verkehrsunternehmen künftig  
  mindestens 50% ihrer Betriebsleistungen mit max. 84 Monate alten Bussen in Hamm erbringen. 
Bisher galt diese Nachweispflicht nur in Bezug auf das Gesamtunternehmen (s. Pt. 3.1.2) 
 
 
2.2. Anpassung der Förderrichtlinie gem. § 11a ÖPNV G NRW - FöRi Ausbildungsverkehr -  
 
In dieser Richtlinie werden lediglich auf Wunsch der Unternehmen und in Abstimmung mit den 
Nachbarkreisen die Fristen für die Vorlage der beihilferechtlichen Bescheinigungen geändert, um das 
Förderverfahren zu erleichtern (s. Pte. 3.4. und 7.3.).  
 
 
3. Weiteres Vorgehen  
 
Nach Beschluss der geänderten Förderrichtlinien werden die Verkehrsunternehmen umfassend über 
die Neuerungen informiert.  
 
Beide Richtlinien treten zum 01.01.2015 in Kraft und werden erstmals für das Förderjahr 2015 
angewendet.  
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Förderrichtlinie der Stadt Hamm 
zur Gewährung von Zuwendungen an die Verkehrsunternehmen 


des ÖPNV nach §11 Abs. 2 ÖPNVG NRW 
 


- FöRi-ÖPNV - 
 


1 Zuwendungszweck 
 
Die Stadt Hamm gewährt als Aufgabenträger für den straßengebundenen ÖPNV 
im Stadtgebiet Zuwendungen zur Steigerung der Qualität im ÖPNV. Sie verfolgt 
damit das Ziel eines attraktiven, fahrgastfreundlichen, die allgemeinen Umwelt- 
und Klimaschutzziele, sowie die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen 
gewährleistenden ÖPNV. Die Stadt Hamm gibt den im ÖPNV tätigen 
Verkehrsunternehmen durch die Gewährung von Zuwendungen Anreize, 
Investitionen und Leistungen zur Schaffung und Haltung eines Qualitätsniveaus zu 
tätigen die die Verkehrsunternehmen unter reinen Wirtschaftlichkeitsaspekten nicht 
bieten können. 
 
Die Stadt Hamm wird je Förderjahr mindestens 80 % der ÖPNV-Pauschale nach § 
11 Abs. 2 ÖPNVG NRW für Zwecke des ÖPNV (mit Ausnahme des SPNV) an im 
Stadtgebiet tätige, öffentliche und private Verkehrsunternehmen weiterleiten. 
 
 


2 Rechtsgrundlagen 
 


2.1 Die Stadt Hamm gewährt Zuwendungen nach Maßgabe dieser Förderrichtlinie auf 
der Grundlage des § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW. Sie beachtet die Vorgaben des 
Rechts der Europäischen Union durch eine transparente und diskriminierungsfreie 
Förderung von Verkehrsunternehmen und eine auf die Nettomehrkosten aus den 
Qualitätsanforderungen beschränkte Gewährung von Zuwendungen. Zur 
Vermeidung von Überkompensationen bei pauschalen Förderfestbeträgen verlangt 
sie eine Eigenbeteiligung des Verkehrsunternehmens. 
Für Förderbeträge, die als Ausgleich für die Übernahme gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen nach Nr. 3.5 gewährt werden, ist der Nichteintritt einer 
Überkompensation von den Verkehrsunternehmen gesondert nachzuweisen.  


2.2 Die Zuwendungen zur Förderung der Servicequalität im ÖPNV werden auf der 
Grundlage der VO (EG) Nr. 1370/2007 (VO 1370/2007) im Rahmen eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags in Form dieser Förderrichtlinie, als Zuwendung 
auf der Grundlage der VO 360/2012 bzw. für betraute Verkehrsleistungen auf der 
Grundlage eines vergebenen öffentlichen Dienstleistungsauftrags gemäß Art. 3 
Abs. 1, Art. 5 Abs. 2 ff. oder 8 Abs. 3 lit. c) VO 1370/2007 gewährt. 


2.3 Zuwendungen an Verkehrsunternehmen, die die Voraussetzungen für die 
Gewährung von De-Minimis-Beihilfen gemäß der VO 360/2012 erfüllen, werden 
unter Beachtung der besonderen Hinweis- und Erklärungspflichten gemäß Art. 3 
VO 360/2012 gewährt. Sie dürfen 500.000 Euro in drei Steuerjahren nicht 
übersteigen, wobei De-Minimis-Beihilfen, die von anderen Stellen gewährt werden, 
auch an verbundene Unternehmen, in die Berechnung des Höchstbetrages 
einbezogen werden.  


2.4 Ein Anspruch auf die Gewährung von Zuwendungen besteht nicht. Die Stadt 
Hamm entscheidet über Zuwendungen, Förderschwerpunkte und Förderprioritäten 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel, die 
von der Zuweisung des Landes abhängen. So bald die Rechts- und 
Finanzierungsgrundlagen für die Förderung feststehen, wird sie in angemessener 
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Frist die verfügbaren Haushaltsmittel für ein Kalenderjahr für die einzelnen 
Fördergegenstände in ortsüblicher Weise bekannt machen. 
 


2.5 Die Zuwendungen werden im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel anteilig an 
die Antragsteller ausgereicht. 
 


2.6 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen, den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung, die Unwirksamkeit, die Rücknahme 
oder den Widerruf des Zuwendungsbescheides, die Rückforderung und 
Verzinsung der gewährten Zuwendung gelten die LHO-NRW und die 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO-NRW mit deren Anlagen in ihrer jeweils 
gültigen Fassung, so weit diese Förderrichtlinie und das 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG-NRW) keine abweichenden Bestimmungen 
treffen. 
 


2.7 Die Stadt Hamm kann eine Förderung nach dieser Richtlinie auch auf der 
Grundlage eines öffentlich-rechtlichen Vertrags mit einem Verkehrsunternehmen 
gewähren, insbesondere, wenn dies zur längerfristigen Absicherung von 
Maßnahmen sachgerecht ist. 
 


2.8 Die Stadt Hamm kann eine Förderung nach dieser Richtlinie auch auf Grundlage 
einer bestehenden Betrauung nach der Altmark-Trans-Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) gewähren, die vor dem 03.12.2009 
geschlossen wurde und die zum jeweiligen Förderungszeitpunkt fort gilt. 


 
2.9 Für das Zuwendungsverfahren sind die Muster der Anlagen 3 bis 7 dieser 


Förderrichtlinie verbindlich. 
 


3 Gegenstand der Förderung, Art und Umfang der Zuwendungen 
 


3.1 Durchschnittsalter der Fahrzeuge 


3.1.1 Gegenstand der Förderung ist ein niedriges, durchschnittliches Fahrzeugalter der 
von einem Verkehrsunternehmen im Linienverkehr eingesetzten Fahrzeuge. 
 


3.1.2    Die Förderung hat zur Voraussetzung, dass das Verkehrsunternehmen 
mindestens 50 % seiner jährlichen Betriebsleistung in der Stadt Hamm mit 
Fahrzeugen erbringt, die höchstens 84 Monate alt sind. Die Förderung erfolgt als 
pauschalierter Fördersatz je Fahrplankilometer und Fahrzeug, degressiv gestaffelt 
nach dem Fahrzeugalter gemäß Anlage 1a, sowie gestaffelt nach Altersklassen 
(bis max. 72 Monate). 


 
3.1.3    In Einzelfällen können Betriebsleistungen auf Antrag des Verkehrsunternehmens 


und mit Zustimmung der Stadt Hamm von der Berechnung gemäß Nr.  3.1.2 
ausgeschlossen werden, wenn dies mit dem Förderzweck vereinbar ist. 


3.1.4 Verkehrsunternehmen, die als Auftragnehmer Betriebsleistungen gemäß Nr. 3.8.2 


erbringen und die die Voraussetzungen für die Gewährung von De-Minimis-


Beihilfen gemäß der VO 360/2012 erfüllen, wird auf Antrag eine Förderung im 


Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage als nicht rückzahlbarer 


Zuschuss für die Beschaffung von Neufahrzeugen gewährt. Für die Bemessung 


der Zuschusshöhe, die maximal insgesamt 40.000 € je Fahrzeug beträgt, gilt Nr. 


3.1.2 entsprechend; die Fördersätze sind in der Anlage 1a ausgewiesen. 
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3.2 Qualitätsstandards von Fahrzeugen 


3.2.1   Gegenstand der Förderung sind Zusatzausstattungen beim Einsatz von jungen 
Fahrzeugen bis zu 6 Jahren (Anlage 1 b), wenn diese im Zeitpunkt der 
Beschaffung (Abschluss des Kaufvertrages) und den folgenden zwei Jahren nicht 
ohnehin durch Rechtsvorschriften geboten sind, sowie die Betriebsmehrkosten 
dieser Ausstattungen. 


3.2.2 Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss. Die Höhe der Zuwendungen ist in der Anlage  
1b für die einzelnen Ausstattungen und Fahrzeugtypen ausgewiesen.  
 
Die Zuwendungen sind so bemessen, dass sie höchstens 80 % der 
durchschnittlichen Anschaffungskosten der einzelnen Ausstattungen abdecken.  
 
Die durchschnittlichen Anschaffungskosten werden auf eine Betriebsleistung in 
Fahrplankilometer von 360.000 Kilometer je Fahrzeug verteilt. Die sich daraus 
ergebenden, pauschalierten Fördersätze je Fahrplankilometer sind in der Anlage 1 
b ausgewiesen. Die Betriebsmehrkosten (Instandhaltung, Treibstoff) werden als 
pauschalierte Zuschläge zu den Fördersätzen gemäß Anlage 1b gefördert. 


 
Die Ermittlung der Zuschläge erfolgt auf der Basis von aktuellen Preisindizes des 


 Statistischen Bundesamtes. Die Förderung erfolgt für höchstens 360.000 
 Fahrplankilometer je eingesetztem Fahrzeug. 


 
3.2.3 Verkehrsunternehmen, die als Auftragnehmer Betriebsleistungen gemäß Nr. 3.8.2 


erbringen und die die Voraussetzungen für die Gewährung von De-Minimis-
Beihilfen gemäß der VO 360/2012 erfüllen, wird auf Antrag eine Förderung im 
Wege der Anteilfinanzierung, als nicht rückzahlbarer Zuschuss für die Beschaffung 
von Neufahrzeugen mit förderfähigen Ausstattungen gewährt. Für die Bemessung 
der Zuschusshöhe,  die maximal insgesamt 40.000 € je Fahrzeug beträgt, gilt Nr. 
3.2.2 entsprechend.    
 
 


 
3.3  Sonstige Investitionsmaßnahmen im ÖPNV 
 
3.3.1  Gegenstand der Förderung können auch sonstige Investitionsmaßnahmen in die 


Infrastruktur ÖPNV sein. Insbesondere können folgende Investitionen gefördert 
werden: 


 
a) Aufbau und Nachrüstung von Wartehallen und Haltestellenausstattung 


  b)  sonstige Investitionen in die Infrastruktur, soweit sie den auf dem Gebiet der 
Stadt Hamm tätigen Verkehrsunternehmen diskriminierungsfrei zur Verfügung 
stehen und die Stadt Hamm sie im Einzelfall als förderwürdig bewertet. 


 
3.3.2 Die sonstige Förderung nach Nr. 3.3.1 wird im Sinne einer einzelfallbezogenen 


Förderung (Projektförderung) den im Stadtgebiet Hamm tätigen öffentlichen und 
privaten Verkehrsunternehmen gewährt. 


 
3.3.3 Die Entscheidung über die Gewährung einer Förderung nach den Buchstaben a) 


und b) wird von der Stadt Hamm im Einzelfall nach ihrem Ermessen getroffen. 
 
3.3.4  Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilsfinanzierung. Auf das Hammer 


Stadtgebiet bezogene Maßnahmen werden mit einer maximalen Förderquote von 
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80% der zuwendungsfähigen, durch Rechnungen Dritter belegten Kosten 
gefördert. 


 
 
3.4 Servicequalität und Marketing 
 
3.4.1    Gegenstand der Förderung ist die Verbesserung der Servicequalität im   


Linienverkehr. 
 
3.4.2 Förderfähige Vorhaben und die Fördervoraussetzungen ergeben sich aus der 


Anlage 2 
 
 Insbesondere werden gefördert: 


a) Der Betrieb von im Nahverkehrsplan vorgesehenen Mobilitätszentralen 
b) Sonderformen der Fahrgastinformation 
c) Schulungen des Fahrpersonals über das rechtlich gebotene Maß hinaus 
d) Schulbusbegleitung 
e) Marketingmaßnahmen 
f) Marktforschungsprojekte 
g) technische Nachrüstung von Bussen (u. a. Abgasfilter, Videoüberwachung, 


Rampen, Infomonitore) 
 
Andere Vorhaben können im Einzelfall gefördert werden. Eine Förderung des 
SPNV ist ausgeschlossen. Die Fördervoraussetzungen müssen jeweils für 
mindestens ein Jahr erfüllt werden. 
 


3.4.3 Die Förderung erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage 
bei Investitionsmaßnahmen und als Festbetragsfinanzierung mit 
Bemessungsgrundlage bei der Förderung laufender Betriebskosten, jeweils als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss. Die Entscheidung über die Gewährung einer 
Förderung nach Nr. 3.4.2. wird von der Stadt Hamm im Einzelfall nach ihrem 
Ermessen getroffen.  


 
3.4.4 Förderfähig sind allein auf die Stadt Hamm bezogenen Maßnahmen. Die 


maximale Förderquote für die unter Nr. 3.4 genannten Vorhaben beträgt 80%. 
 
 
3.5  Ausgleich für die Übernahme gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 
 
3.5.1 Die Mittel können zur Finanzierung der Erfüllung von gemeinwirtschaftlichen 


Verpflichtungen im ÖPNV innerhalb des Stadtgebiets im Rahmen eines 
Öffentlichen Dienstleistungsauftrags (ÖDA) für Betriebsleistungen nach §§ 42, 43 
PBefG (z.B. Vorgaben im Tarifbereich oder Fahrplanmaßnahmen) zur 
Sicherstellung eines angemessenen und bedarfsgerechten ÖPNV-Angebots 
ausgereicht werden. 


 
3.5.2 Das geförderte Unternehmen hat eine Bescheinigung bis spätestens zum 30.06. 


des auf das Förderjahr folgenden Jahres im Wege eines Fremdnachweises 
beizubringen, die den Nachweis erbringt, dass die Fördermittel ordnungsgemäß im 
Rahmen des ÖDA verwendet wurden und dass hierdurch keine 
Überkompensation erfolgt. Der Nachweis kann sich auch nach den Regelungen 
eines ÖDA selbst richten. Im Falle einer Überkompensation werden Fördermittel 
zurückgefordert. Die Nrn. 7 und 9 gelten für die Förderung nach Absatz 1 nicht. 
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3.6 Kumulation, Mehrfachförderung, Überkompensationssperre, Teilförderung 
 
3.6.1 Die Förderung gemäß Nr. 3.1 und Nr. 3.2 darf kumuliert werden. Im Übrigen ist 


eine Mehrfachförderung einzelner Maßnahmen nach dieser Richtlinie unzulässig. 
 
3.6.2 Eine Förderung nach dieser Förderrichtlinie entfällt oder ist zu mindern, wenn für 


denselben Fördergegenstand eine weitere Förderung aus öffentlichen Mitteln vom 
Verkehrsunternehmen für den Förderzeitraum in Anspruch genommen wird. 
Hierüber hat das Verkehrsunternehmen die Stadt Hamm bereits im Antrag zu 
informieren. Im Falle der Inanspruchnahme weiterer Fördermittel erfolgt zur 
Vermeidung einer Überkompensation eine Nichtgewährung, Minderung oder 
Rückforderung von Zuwendungen nach dieser Förderrichtlinie. Im Regelfall ist die 
Überkompensation auch bei Mehrfachförderung durch eine Eigenbeteiligung von 
mindestens 20 % der zuwendungsfähigen Kosten auszuschließen. 


 
3.6.3 Die Stadt Hamm kann ein Vorhaben, das sich auf das Gebiet mehrerer 


Aufgabenträger erstreckt, mit dem auf ihr Gebiet fallenden Anteil fördern. 
 
 
3.7 Anschubfinanzierung für innovative ÖPNV-Projekte 
 


Gegenstand der Förderung kann auch die Anschubfinanzierung für besonders 
innovative ÖPNV-Projekte sein. Hierzu zählen u. a. die (einmalige) 
Bezuschussung der Mehrkosten umweltfreundlicher Antriebstechniken (z. B. 
Hybrid- oder Wasserstoff), die Förderung besonderer  
Tarif- oder Fahrplanangebote sowie die Finanzierung zeitlich begrenzter Zusatz- 
oder Mehrleistungen, die der Rat der Stadt Hamm beschließt. 
Die Stadt Hamm entscheidet über die Gewährung der Förderung auf Basis des 
Ratsbeschlusses im Einzelfall nach ihrem Ermessen. 
 
 


3.8       Gemeinsame Vorschriften zur Fahrzeugförderung gemäß Nr. 3.1 und 3.2 


3.8.1 Als Fahrzeuge gelten die auf ein Verkehrsunternehmen zugelassene Stadt-
Niederflur-Linienbusse, Überland-Niederflur-Linienbusse, Niederflur-Gelenk-
Linienbusse, Großraum-Niederflur-Linienbusse, Doppeldecker-Niederflur-
Linienbusse, Niederflur-Midi-Linienbusse sowie Linien-Kleinbusse gemäß 
Definition des Nahverkehrsplans der Stadt Hamm und der Anlage 1b. In 
Zweifelsfällen der Zuordnung sind ergänzend die Rahmenempfehlungen des 
Verbandes deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) heranzuziehen. 
Eine Förderung erfolgt nur beim Einsatz von Niederflurfahrzeugen mit technischem 
Ausstattungsstandard gemäß Kriterienkatalog der Stadt Hamm (s. Anlage 7). 


3.8.2 Die Zuwendung nach Nr. 3.1. und  3.2. erfolgt ausschließlich für 
Betriebsleistungen (Fahrplankilometer) im Linienverkehr nach § 42 PBefG oder § 
43 PBefG, wenn diese Linienverkehre für die Allgemeinheit geöffnet sind oder 
nach Artikel 2 Nr. 1 oder Nr. 2 der Verordnung EU Nr. 1073/2009, wenn diese auf 
dem Gebiet der Stadt Hamm erbracht werden. Die Linienverkehre müssen mit den 
Vorgaben des Nahverkehrsplans übereinstimmen. 
 


3.8.3 Die Erfüllung der in Nrn. 3.1.1 und 3.2.1 benannten Voraussetzungen ist jeweils 
für ein Kalenderjahr zum Stichtag 31.12. mit der Antragstellung bis zum 31.01. des 
Folgejahres nachzuweisen. Die Förderung erfolgt jeweils für ein Kalenderjahr. 
Einzubeziehen sind alle Fahrzeuge, die das Verkehrsunternehmen für 
Linienverkehre einsetzt, einschließlich der für Auftragsverkehre eingesetzten 
Fahrzeuge anderer Unternehmen. Für das Fahrzeugalter ist das Datum der 
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Erstzulassung maßgeblich; für die Berechnung des Alters sind nur volle Monate 
anzusetzen. Kann das Verkehrsunternehmen die Betriebsleistung in 
Fahrplankilometern je Fahrzeug nicht ohne erheblichen Zusatzaufwand ermitteln, 
kann es die Fahrplankilometer zzgl. notwendiger Leerkilometer nachweisen. In 
diesem Falle kann die Stadt Hamm einen angemessenen, pauschalen Abschlag 
von der nachgewiesenen Leistung für die Leerkilometer machen. Die Förderung 
erfolgt im Wege der Anteilfinanzierung mit Bemessungsgrundlage als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss. 
 


3.8.4 Von der Förderung ausgeschlossen sind Betriebsleistungen mit Fahrzeugen, 
deren Anschaffung durch einen vor Inkrafttreten dieser Förderrichtlinie gewährten 
Investitionszuschuss aus öffentlichen Mitteln gefördert wurde. Bei der Berechnung 
gemäß Nr. 3.1.2 Satz 1 sind diese Fahrzeuge jedoch zu berücksichtigen. Die Stadt 
Hamm kann auf Antrag Ausnahmen von Satz 1 gewähren, wenn eine 
Überkompensation nach den Grundsätzen dieser Förderrichtlinie ausgeschlossen 
werden kann 


3.8.5 Die Zweckbindung der geförderten Fahrzeuge gemäß Nr. 3.1.4 und Nr. 3.2.3 
beträgt 10  Jahre oder 600.000 Fahrplankilometer im Gebiet der Stadt Hamm. Für 
Linien-Kleinbusse beträgt sie 7 Jahre oder 300.000 Fahrplankilometer. Die 
zeitliche und laufleistungsbezogene Zweckbindung beginnt mit dem Tag der 
Zulassung auf das antragstellende Verkehrsunternehmen. Die geförderten 
Fahrzeuge müssen zu 90 % für Betriebsleistungen gemäß Nr. 3.8.2 eingesetzt 
werden. 


3.8.6 Für Vorhaben gemäß Nr. 3.1.4 und 3.2.3 erfolgt eine anteilige Förderung, wenn 
das geförderte Fahrzeug auch außerhalb des Gebietes der Stadt Hamm 
eingesetzt werden soll. Im Antrag hat das Verkehrsunternehmen anzugeben, auf 
welche Aufgabenträger welche Betriebsleistung entfallen sollen. 


  3.8.7    Die Förderung gemäß Nr. 3.1.4 und 3.2.3 erfolgt mit der Auflage, dass die 
geförderten Fahrzeuge während der Zweckbindung gemäß Nr. 3.8.5 mindestens 
eine Betriebsleistung von 20.000 Fahrplankilometern gemäß Nr. 3.8.2 erbringen. 
Wird ein Fahrzeug von mehreren Aufgabenträgern gefördert, muss es im Jahr der 
Zulassung mindestens 90 % und in den Folgejahren mindestens 75 % der in der 
Antragstellung für das Gebiet der Stadt Hamm angesetzten Betriebsleistung 
gemäß Nr. 3.8.2 erbringen.  
In begründeten Ausnahmefällen kann die Stadt Hamm eine geringere 
Betriebsleistung akzeptieren.  
 
 


4     Zuwendungsempfänger 
 
4.1 Die Zuwendungen nach dieser Förderrichtlinie werden öffentlichen und privaten 


Verkehrsunternehmen gewährt, die auf dem Gebiet der Stadt Hamm Linienverkehr 
gemäß Nr. 3.8.2 betreiben oder betreiben wollen und hierzu eine Genehmigung 
nach dem PBefG oder die Betriebsführung für einen genehmigten Linienverkehr 
innehaben. 
 


4.2. Die Förderung gemäß Nr. 3.1 und Nr. 3.2 wird auch gewährt, wenn die Fahrzeuge 
von dritten Unternehmen (Auftragnehmer) im Auftragsverkehr für Linienverkehre 
gemäß Nr. 3.8.2 von Genehmigungsinhabern oder Betriebsführern eingesetzt 
werden.  
Die Förderung erfolgt mit der Maßgabe, dass die leistungsbezogenen Zuschüsse 
zur Vergütung der Mehraufwendungen der Auftragnehmer eingesetzt werden und 
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diese eine entsprechende Erklärung zur Vorlage mit dem Verwendungsnachweis 
gegenüber dem Zuwendungsempfänger abgeben; die Nichterbringung dieses 
Nachweises ist bei der Prüfung mindernd zu berücksichtigen und führt zur 
Rückforderung der leistungsbezogenen Zuschüsse. Der Zuwendungsempfänger 
stellt gegenüber dem Auftragnehmer sicher, dass dieser die Pflichten aus dem 
Zuwendungsbescheid, so weit von ihm erbrachte Leistungen betroffen sind, 
beachtet. Die Pflichten und die Verantwortlichkeit des Zuwendungsempfängers 
gegenüber der Stadt Hamm bleiben bei Leistungsbezügen von Auftragnehmern 
uneingeschränkt bestehen. 
 


4.3       Auftragnehmer erhalten unmittelbare Zuwendungen gemäß Nr. 3.1.4 und Nr. 3.2.3 
nach dieser Förderrichtlinie, wenn sie die Voraussetzungen zur Gewährung von 
De-Minimis-Beihilfen gemäß Art. 3 VO 360/2012 erfüllen. 


 
4.4       Eine Förderung zur Verbesserung der Servicequalität nach Nr. 3.4 oder für ÖPNV-


Infrastrukturmaßnahmen nach Nr. 3.3 und Nr. 3.4 kann auch Unternehmen oder 
Einrichtungen gewährt werden, die einen Zusammenschluss von 
Verkehrsunternehmen bilden oder mit diesen kooperieren. 


 
 
5      Bewilligungsvoraussetzungen 
 
5.1 Zuwendungen nach Nr. 3 dürfen nur unter folgenden Voraussetzungen gewährt 


werden: 
 


a) Vorlage einer Aufstellung über die Konzessionen und zur Km-Verteilung je 
Aufgabenträger oder Nachweis des Status als Auftragnehmer eines 
Verkehrsunternehmens gemäß Nr. 4.1 der Richtlinie in Form von 
entsprechenden Fahraufträgen, die den Förderanträgen beizufügen sind. 
Eine Förderung gemäß Nr. 3.1.4 erfolgt nur, wenn die Stadt Hamm davon 
ausgehen kann, dass das Fahrzeug im Jahr der Förderung für Auftraggeber 
gemäß Nr. 4.1 eingesetzt wird, die die Anforderung gemäß Nr. 3.8.2 erfüllen 


b) Anwendung des im Stadtgebiet geltenden, unternehmensübergreifenden 
Tarifs und der Beförderungsbedingungen einschließlich tariflicher 
Maßnahmen in Umsetzung von § 5 Abs. 3 ÖPNVG NRW 


c) Antragstellung gemäß Muster der Anlage 4 dieser Förderrichtlinie 
d) Mindesthöhe des Förderbetrags je Einzelförderung von 2.000 Euro 
e) Anmeldung und Aufnahme in den Vorhabenplan gemäß Nr. 7.1. 


(Abweichungen von +/- 10 % bei der Beantragung für Betriebsleistungen oder 
+/- 20 % der beantragten Zuwendung bei Vorhaben gemäß Nr. 3.4.2 sind 
zulässig, größere Abweichungen können im Einzelfall aufgrund 
unvorhersehbarer Ereignisse geduldet werden) 


f) Erklärung zur Subventionserheblichkeit, zu den subventionsrechtlichen Pflichten 
und zur Strafbarkeit. 


 
Entsprechende Nachweise und Unterlagen sind bei Antragstellung vorzulegen 


 
5.2 Die Voraussetzungen von Nr. 5.1 gelten nicht für Zuwendungen nach 3.5 und 3.7 


dieser Richtlinie. 
 


 
5.3 Voraussetzung für eine Fördermaßnahme nach 3.5.1 ist das Bestehen eines 


öffentlichen Dienstleistungsauftrags, in dem der Antragstellerin bzw. dem 
Antragsteller die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im ÖPNV auf dem 
Gebiet der Stadt Hamm auferlegt werden. Entsprechende Nachweise und 
Unterlagen sind bei Antragstellung vorzulegen. 







8 
 


 
 


6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 


6.1    Zur Wahrung der Zweckbindung darf ein geförderter Gegenstand, abweichend von 
den ANBest-P, an ein anderes Verkehrsunternehmen verkauft oder vermietet 
werden, das die Fördervoraussetzungen gemäß Nr. 3.8.2 und Nr. 4 im Zeitpunkt 
des Verkaufs oder der Vermietung erfüllt und die zuwendungsrechtliche Stellung 
des Zuwendungsempfängers übernimmt. Diese Übernahme ist zum Gegenstand 
des Kaufvertrags oder Mietvertrages zu machen, der die Stadt Hamm vorab zur 
Prüfung vorzulegen ist. Die Stadt Hamm erlässt einen Zuwendungsbescheid an das 
kaufende oder mietende Verkehrsunternehmen. Der Stadt Hamm ist der Verkauf 
oder die Vermietung unter Vorlage einer Kopie des Kaufvertrages oder 
Mietvertrages anzuzeigen. 


 
6.2 Im Falle der Insolvenz eines Zuwendungsempfängers ist ein geförderter 


Gegenstand zuerst demjenigen Verkehrsunternehmen zum Kauf anzubieten, das 
die Verkehre des Zuwendungsempfängers fortführt. Ansonsten ist nur ein Verkauf 
unter Beachtung von Nr. 6.1 statthaft. 


 
6.3    Im Falle der Sicherungsübereignung eines geförderten Gegenstands ist dem  
         Sicherungsnehmer die Auflage zu machen, den Gegenstand vorrangig gemäß Nr.  
         6.2 zu verwerten. 
 
6.4    Die nach dieser Förderrichtlinie gewährten Zuwendungen sind Subventionen im 
 Sinne des § 264 StGB in Verbindung mit § 1 Landessubventionsgesetz NRW. 
 


 
7.         Verfahren 
 
7.1 Anmeldung der Vorhaben, Vorhabenplan 


Ein geplanter Fahrzeugeinsatz gemäß den Nrn. 3.1 oder 3.2 oder eine Maßnahme 
(Vorhaben) gemäß Nr. 3.3 oder 3.4 ist von dem Verkehrsunternehmen bis zum 
30.11. des dem Förderjahr vorausgehenden Jahres bei der Stadt Hamm 
anzumelden; auch Vorhaben, die sich auf das Gebiet mehrerer Aufgabenträger 
erstrecken, sind anzumelden. 
Hierfür ist das Muster der Anlage 4 zu verwenden. Die Stadt Hamm erfasst die 
ordnungsgemäß und vollständig angemeldeten Vorhaben in einem Vorhabenplan, 
den sie in ihrem Amtsblatt der auf ihrer Internetseite veröffentlicht. 
Die Aufnahme eines Vorhabens in den Vorhabenplan begründet keinen 
Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwendung. 
 
 


7.2 Antragsverfahren 
 


7.2.1 Eine Zuwendung wird nur auf Antrag gewährt. Anträge auf Gewährung einer 
Zuwendung sind bei der Stadt Hamm (Stadtplanungsamt) als Bewilligungsbehörde 
bis zum 31.03. des Förderjahres zu stellen. Später eingegangene Anträge oder 
Antragsänderungen können nur in begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt 
werden. Anträge und Nachweise gemäß Nr. 3.8.3 sind bis zum 31.01. des 
Folgejahres zu erbringen. 
Das Verkehrsunternehmen ist berechtigt, eine im Vorhabenplan angemeldete 
Maßnahme gemäß Nrn. 3.1.4, 3.2.3, 3.3.1 und 3.4.2 auf eigenes Risiko zu 
beginnen. (Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns nach Nr. 
1.3 VV zu § 44 LHO NRW). Die Genehmigung des vorzeitigen 
Maßnahmenbeginns begründet jedoch keinen Anspruch auf die Gewährung einer 







9 
 


Zuwendung. Anträge für mehrere Vorhaben gemäß Nr. 3.4.2 durch ein 
Verkehrsunternehmen sollen zusammengefasst werden. 


 
7.2.2 Eine Antragstellung für eine Förderung nach Nr. 3.7 ist nur zulässig, wenn den 


Verkehrsunternehmen zuvor von der Stadt Hamm die Möglichkeit einer Förderung  
bestimmter Tarif- und Fahrplanangebote oder zeitlich begrenzter Zusatz- oder 
Mehrleistungen im Zusammenhang mit dieser Förderrichtlinie auf ortsübliche 
Weise bekannt gemacht wird. 


 
7.2.3 Die Stadt Hamm trifft Zuständigkeitsregelungen mit benachbarten 


Aufgabenträgern und ggf. deren Zweckverbänden für Vorhaben, die sich auf das 
Gebiet mehrerer Aufgabenträger erstrecken, die sie in ihrem Amtsblatt oder auf 
ihrer Internetseite bekannt macht. Sie leitet Anträge, für die sie nach den 
getroffenen Regelungen nicht zuständig ist, an den zuständigen Aufgabenträger 
weiter und benachrichtigt den Antragsteller hierüber. Wird in den 
Zuständigkeitsregelungen ein federführender Aufgabenträger bestimmt, so ist 
dieser für die Prüfung des Antrags und des Verwendungsnachweises zuständig. 
 


7.2.4 Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt durch einen schriftlichen 
Zuwendungsbescheid. Bestandteil des Zuwendungsbescheids sind die 
Bestimmungen dieser Förderrichtlinie und die ANBest-P, die Bedingungen und 
Auflagen zum Zuwendungsbescheid enthalten, deren Nichtbeachtung zur 
Rücknahme oder zum Widerruf des Zuwendungsbescheids führen kann. 


 
7.2.5 Die Zuwendung wird nach kaufmännischer Regel auf volle 100 Euro gerundet. 
 
 
8 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 


 
8.1 Die Auszahlung der Zuwendung für den Fahrzeugeinsatz gemäß Nrn. 3.1 und 3.2 


erfolgt für das jeweilige Förderjahr in einem Betrag bis zum 31.05. des 
Folgejahres. 
Für andere Vorhaben gemäß Nrn. 3.1.4, 3.2.3, 3.3.1 und 3.4.2 erfolgt eine 
Auszahlung auf der Grundlage von Anträgen auf Mittelabruf gemäß Formular der 
Anlage 5. Ein Mittelabruf muss bis zum 30.11. eines Förderjahres bei der Stadt 
Hamm eingegangen sein. Abweichungen bedürfen der Zustimmung der Stadt 
Hamm.  


8.2 Der Zuwendungsempfänger hat dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm 
abgerufenen Fördermittel gemäß Nrn. 3.1.4, 3.2.3, 3.3.1 und 3.4.2 innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden. Ist dies nicht zu erreichen, so 
hat der Zuwendungsempfänger die Stadt Hamm hiervon in Kenntnis zu setzen. 
So weit abgerufene Zuwendungsbeträge nicht innerhalb der Frist von zwei 
Monaten zweckentsprechend verwendet bzw. zurückgezahlt werden, können für 
die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich verlangt werden. 
 


9 Verwendungsnachweisverfahren, Überkompensationsprüfung und –
korrektur 


9.1 Abweichend von Nr. 6 der ANBest-P findet das nachfolgend dargestellte 
Verwendungsnachweisverfahren Anwendung. 


9.2 Für den Verwendungsnachweis ist das Formular gemäß der Anlage 6 zu 
verwenden. Dem Verwendungsnachweis sind Belege beizufügen, denen die 
zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung zu entnehmen ist. 
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Der Verwendungsnachweis ist für jede Zuwendung bis zum 30.06. des dem 
Förderjahr folgenden Kalenderjahres bei der Stadt Hamm einzureichen. Für 
Zuwendungen gemäß Nrn. 3.1 und 3.2 ist der Nachweis mit der Antragstellung zu 
erbringen. 


9.3 Der Zuwendungsempfänger weist der Stadt Hamm bis zum 30.06. des dem 
Förderjahr folgenden Kalenderjahres die in den letzten Jahren vereinnahmten und 
im Jahresabschluss ausgewiesenen Umsatzerlöse (§ 277 Abs. 1 HGB) 
jahresbezogen einschließlich der Veränderungen in Vorjahren aufgrund der 
Einnahmenaufteilung nach, davon - so weit möglich - den auf Hamm entfallenden 
Anteil.  
Die Stadt Hamm kann weitere Nachweise fordern, wenn Umsatzsteigerungen 
feststellbar sind, die den allgemeinen Trend (Entwicklung der Gemeinschaftstarife 
gemäß § 5 Abs. 3 ÖPNVG NRW) übersteigen, um die Nettomehrkosten (Kosten 
der Qualitätsmaßnahme./. Zuwendung + Mehrerlöse aufgrund der 
Qualitätsförderung) festzustellen. 
 


9.4 Abweichend von Nr. 9.3 können Verkehrsunternehmen, deren Linienverkehre 
gemäß Nr. 3.5 Bestandteil einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung  unter 
Beachtung des Rechts der Europäischen Union (Betrauung) sind, den Nachweis 
der Nicht-Überkompensation auch durch die Vorlage der von einem 
Wirtschaftsprüfer testierten Ergebnisrechnung für die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung erbringen, die den Anforderungen des 
Anhangs der VO 1370/2007 gerecht wird. 
 


9.5 Übersteigen die Zuwendung und die Mehrerlöse die Kosten der 
Qualitätsmaßnahme, fordert die Stadt Hamm den übersteigenden Betrag zur 
Vermeidung einer Beihilfe (einschließlich Verzinsung) in Anwendung von Nr. 8.2 
Satz 3 zurück. 
 
 


10 Schlussbestimmungen, Anlagen 
 


10.1 Die Förderrichtlinie tritt in der vorliegenden Fassung zum 01.01.2015 in Kraft und 
gilt erstmals für das Förderjahr 2015.  
 


10.2 Die Förderrichtlinie und ihre Anlagen werden bei Bedarf zur Anpassung an 
veränderte Rahmenbedingungen, insbesondere geänderte gesetzliche Vorgaben, 
fortgeschrieben. 


 
 


Anlagen:  


Anlage 1a: Fördersätze für den Einsatz von jungen Fahrzeugen 
Anlage 1b: Fahrzeugausstattungen und Fördersätze 
Anlage 2: Vorhaben zur Verbesserung der Servicequalität und Fördersätze 
Anlage 3: Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
Anlage 4: Anmeldung eines Vorhabens zur Aufnahme in den Vorhabenplan 
Anlage 5: Antrag auf Mittelabruf 
Anlage 6: Verwendungsnachweis 
Anlage 7: Technischer Ausstattungsstandard von Fahrzeugen 
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Förderrichtlinie für den Ausgleich nicht gedeckter Kosten im Ausbildungsverkehr 
in der Stadt Hamm 


(Allgemeine Vorschrift gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007) 


 
- FöRi Ausbildungsverkehr - 


                                                    


Der Rat der Stadt Hamm hat in seiner Sitzung am 09.12.2014 die folgende Richtlinie be-           
schlossen. Sie beruht auf den in Ziffer 1.1 genannten Vorschriften. 


 


Präambel 
 


Die Stadt Hamm, der Hochsauerlandkreis, der Märkische Kreis, sowie die Kreise Soest 
und Unna haben mit dem Ziel, eine im Grundsatz einheitliche ÖPNV-Förderung jeweils für 
ihr Gebiet zu gewähren, eine allgemeine Vorschrift gemäß Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 erarbeitet. Diese Vorschrift wird von der Stadt Hamm und den Kreisen 
jeweils einzeln für ihr Gebiet verabschiedet, so dass sie schließlich Wirkung für das 
Gebiet der Stadt Hamm entfaltet. Die allgemeine Vorschrift gibt für die 
Verkehrsunternehmen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen in Form von Höchsttarifen 
im Ausbildungsverkehr vor. Für die Anwendung dieser gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen wird den Verkehrsunternehmen im Gegenzug ein finanzieller Ausgleich 
nach den Vorgaben dieser Richtlinie gewährt. Durch Anwendung der Richtlinie soll ein 
regional einheitlicher, transparenter und rechtssicherer Zugang zu den 
Ausgleichsleistungen gewährleistet werden. 
 
1. Rechtsgrundlagen und Zweck des finanziellen Ausgleichs 
 
1.1 Rechtsgrundlagen sind Art. 3 Abs. 2 der am 03.12.2009 in Kraft getretenen Verordnung 


(EU) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 
(VO 1370), § 11a des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-
Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 07.03.1995 (GV. NW. 1995 S. 196) in Verbindung mit den 
hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 646) 


 
1.2 Zur nachhaltigen Absicherung des Schüler- und Ausbildungsverkehrs im ÖPNV soll durch 


diese Richtlinie die zweckgerechte und gleichmäßige Verwendung der Pauschalmittel für 
den Ausbildungsverkehr abgesichert werden.  
Auf Grundlage der im ÖPNVG NRW in seiner jeweils geltenden Fassung vorgesehenen 
Pauschalierung der Ausgleichsmittel für den Ausbildungsverkehr, erfolgt nach dieser 
Richtlinie ein Ausgleich der nicht gedeckten Kosten der Busunternehmen. Zweck dieser 
Richtlinie ist es, ein aus der Ermäßigung von Fahrausweisen im Ausbildungsverkehr 
resultierendes Defizit auszugleichen, welches den Verkehrsunternehmen durch die 
Anwendung rabattierter Tarife im Ausbildungsverkehr als gemeinwirtschaftliche Leistung 
entsteht. 


 
 
2. Ausgleichsgegenstand 
 
2.1 Die durch diese Richtlinie zu beachtende gemeinwirtschaftliche Verpflichtung besteht in der 


Verpflichtung rabattierte Fahrausweise im Ausbildungsverkehr (Höchsttarife im 
Ausbildungsverkehr) anzubieten und einen funktionierenden, qualitativ gesicherten 
Ausbildungsverkehr zu gewährleisten und fortzuentwickeln. Geographischer 
Geltungsbereich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung dieser Richtlinie ist das Gebiet 
der Stadt Hamm 


2.2 Im Gegenzug zur Anwendung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen in Form von 
Höchsttarifen im Ausbildungsverkehr erhalten die antragsberechtigten 
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Verkehrsunternehmen einen finanziellen Ausgleich.  
 
2.3 Die Stadt Hamm als zuständige Behörde im Sinne der VO 1370  entscheidet nach 


pflichtgemäßen Ermessen und im Rahmen der Höhe der vom Land Nordrhein-Westfalen 
an den Aufgabenträger geleiteten Mittel über die an die Verkehrsunternehmen 
weiterzuleitenden Beträge. Die Antragsteller haben keinen Anspruch auf Gewährung der 
Zuwendung, insbesondere besteht kein Anspruch auf vollständige Kompensation der 
Kosten für den Schüler- und Ausbildungsverkehr. 


 
2.4 Mindestens 87,5 vom Hundert der auf einen Aufgabenträger entfallenden Pauschale des 


Landes sind nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW als Ausgleich zu den Kosten einzusetzen, 
die bei der Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im 
Straßenbahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 
Nummer 2 PBefG entstehen, soweit diese nicht durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen 
gedeckt werden. Die Finanzmittel nach Satz 1 sind hierzu an alle Busverkehrsunternehmen 
im jeweiligen Gebiet des Aufgabenträgers weiterzuleiten, die Verkehre nach Satz 1 
betreiben. Bis zu 12,5 vom Hundert der insgesamt vom Land dem Aufgabenträger 
zugeteilten Pauschale dürfen gemäß § 11a Abs. 3 ÖPNVG-NRW vom aufgabenträger 
selbst zur Finanzierung von Maßnahmen, die der Fortentwicklung von Tarif- und 
Verkehrsangeboten sowie Qualitätsverbesserungen im Ausbildungsverkehr dienen oder für 
die mit der Abwicklung der Pauschale verbundenen Aufwendungen verwendet bzw. 
diskriminierungsfrei an öffentliche oder private Verkehrsunternehmen, Gemeinden, 
Zweckverbände oder juristische Personen des privaten Rechts, die Zwecke des ÖPNV 
verfolgen, weitergeleitet werden. Die Höhe der maximal als Ausgleichsleistung zur 
Verfügung gestellten Mittel aus der Pauschale, für die Beförderung von Personen mit 
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im Straßenbahn-, O-Busverkehr oder 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nummer 2 PBefG, ergibt sich aus 
einem Beschluss des Aufgabenträgers. 


 
2.5  Erträge des Ausbildungsverkehrs für die Bemessung der Weiterleitung der Pauschale (ex 


ante) sind entsprechend § 11a Abs. 2 ÖPNVG i.V.m. Anlage 2b zu den VV-ÖPNVG NRW 
- alle Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf sämtlicher Zeitfahrausweise des 


Ausbildungsverkehrs aufgrund des festgelegten Höchsttarifs 
- Erträge aus erhöhten Beförderungsentgelten im Ausbildungsverkehr 
- von den Verkehrsunternehmen vereinnahmte Eigenanteile für Schülertickets 


gemäß § 97 SchulG NRW 
Maßgeblich im Sinne dieser Richtlinie sind nicht die kassentechnischen Einnahmen, 
sondern grundsätzlich die aufgrund der Einnahmeaufteilung der Verkehrsverbünde den 
Unternehmen zugeordneten und zustehenden Einnahmen. 


 
2.6 Der Personenkreis der Auszubildenden wird in dieser Richtlinie entsprechend den 


Festlegungen des § 1 der Verordnung über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen im Straßenpersonenverkehr (PBefAusglV) definiert. 


 
2.7 Der von den Aufgabenträgern insgesamt an die Verkehrsunternehmen zugewendete 


Betrag, ist der Höhe nach auf die Höhe der Zuwendungen des Landes begrenzt. 
 
 
2.8 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 


und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides sowie die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VVG zu § 44 LHO, soweit in dieser Richtlinie nicht anders bestimmt. 
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3. Ausgleichsvoraussetzungen 
 
3.1 Die Gewährung des Ausgleichs kann nur unter folgenden Voraussetzungen vorgenommen 


werden: 
- Das Unternehmen wendet den Ruhr-Lippe-Tarif für den Ausbildungsverkehr im Tarifraum 


Ruhr-Lippe in der jeweils geltenden Fassung an oder erkennt diesen als verpflichtend an 
- Die Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs müssen den Tarif der 


entsprechenden allgemeinen Zeitfahrausweise um mindestens 20% unterschreiten. Für 
die Tarife für Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs legt der Aufgabenträger 
bestimmte allgemeine Zeitfahrausweise des Jedermann-Verkehrs als Referenztarife fest. 
Dabei muss auch im Hinblick auf einen möglichen Zusatznutzen der verschiedenen 
Zeitfahrausweise eine Vergleichbarkeit gewahrt bleiben. 


 
3.2 Die Rahmenvorgaben für das ÖPNV-Angebot ergeben sich aus dem jeweils gültigen 


Nahverkehrsplan. Die Einhaltung der Vorgaben des Nahverkehrsplans ist Grundlage für 
die Gewährung des Ausgleichs nach dieser Richtlinie. So weit diese Anforderungen nicht 
erfüllt werden, kann im Rahmen der Verhältnismäßigkeit der Ausgleich teilweise oder 
vollständig versagt werden. Ein Ausgleich für bestimmte Standards erfolgt nach dieser 
Richtlinie nicht.  


 
3.3 Ausgleichsleistungen werden nur bewilligt, wenn der Ausgleich im Einzelfall mindestens  


2.000,- € je Ausgleichsantrag beträgt.  
 
3.4 Nachfolgend angeführte Unterlagen sind für eine Bewilligung von Ausgleichsleistungen 


nach dieser Richtlinie bei der Stadt Hamm einzureichen: 


 Antragsformular 


 Eigenerklärung über die Einhaltung der Voraussetzungen des Nahverkehrsplans im 
Sinne der Ziffer 3.2 


 Übersicht über die von dem Verkehrsunternehmen gehaltenen 
Linienverkehrsgenehmigungen  oder die übertragenen Betriebsführerschaften 


 Nachweis der Erträge aus dem Ausbildungsverkehr gemäß Ziffer 2.5 im Gebiet des 
Aufgabenträgers für das dem Ausgleichsjahr vorausgehende Jahr  


 Eigenerklärung, dass bis zum 01.04. des 2. Folgejahres eine Bescheinigung eines 
Wirtschaftsprüfers vorgelegt wird, die die Übereinstimmung mit den beihilferechtlichen 
Voraussetzungen der VO 1370 bescheinigt und eine Überkompensation 
gegebenenfalls ausweist. 


 
3.5 Die der Stadt Hamm vom Land zugeteilten Mittel werden den antragsberechtigten 


Verkehrsunternehmen für die Zwecke, unter den Voraussetzungen und nach dem 
Verfahren dieser Richtlinie (insbesondere Ziffer 2.4), die auf Grundlage der Vorgaben des 
ÖPNVG NRW erstellt wurde, weitergeleitet.  


 
 
4. Art, Umfang und Bemessung der prognostizierten Vorauszahlung (ex ante) 
 
4.1 Maßstab für die vorherige Verteilung der Pauschale sind gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG 


NRW die Erlöse der Unternehmen im Ausbildungsverkehr des jeweiligen Vorjahres im 
Gebiet der Stadt Hamm. Der Anteil des Unternehmens an den insgesamt nach § 11a Abs. 
2 ÖPNVG NRW zu verteilenden Mitteln des Aufgabenträgers bemisst sich anhand des 
prozentualen Anteils an den Gesamterlösen im Ausbildungsverkehr, die im Gebiet der 
Stadt Hamm erzielt werden. Dieser Prozentsatz ist mit dem Anteil der 
Ausbildungsverkehrs-Pauschale, die der Aufgabenträger nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
weiterleitet, zu multiplizieren und bildet den Ex-Ante-Wert. Maßgeblich ist die 
Einnahmeaufteilung zwischen den Partnerunternehmen im  Tarifausschuss Ruhr-Lippe im 
jeweiligen Vorjahr 
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4.2 Die Zuordnung der Erlöse der Unternehmen, die im Gebiet mehrerer Aufgabenträger tätig 


sind, zum jeweiligen Aufgabenträger erfolgt nach dem auf ihn entfallenden Anteil an den 
vom Unternehmen im jeweiligen Jahr insgesamt landesweit erbrachten Wagenkilometern 
(tatsächlich erbrachte fahrplanmäßige Betriebsleistung) im Straßenbahn- und O-
Busverkehr, sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG. 
Sofern Leistungsänderungen im Ausbildungsverkehr eintreten, die zu einer Veränderung 
der Erlöse eines oder mehrerer Verkehrsunternehmen im Ausbildungsverkehr von +/- 10% 
zum Vorjahr führen werden, kann eine Neubestimmung der vorherigen Verteilung der 
Pauschale auf der Grundlage einer Einnahmeprognose erfolgen. Leistungsänderungen 
bestehen insbesondere bei erheblichen Zu- oder Abbestellungen und bei 
Betreiberwechseln auf Linien oder Linienbündeln. Die Verkehrsunternehmen haben dem 
zuständigen Aufgabenträger die Veränderung der Erlöse glaubhaft und rechtzeitig vor dem 
folgenden Wirtschaftsjahr darzulegen. Eine Anpassung der vorherigen Verteilung der 
Pauschale während des Wirtschaftsjahres erfolgt nicht. 


 
4.3 Bei Gemeinschaftslinien erfolgt die Meldung der Betriebsleistungen durch das 


betriebsführende Verkehrsunternehmen. 
 
 
5.  Nachträgliche Übermaßkontrolle (ex post) 
 
5.1 Die von der Stadt Hamm an das Verkehrsunternehmen gewährten Mittel werden auf Basis 


der Vorgaben der VO 1370 endgültig abgerechnet (Ex-Post-Abrechnung auf Grundlage der 
konkreten Kosten und Erlöse). 


 
5.2  Sämtliche erzielten Einnahmen (Fahrkartenerlöse, Werbeeinahmen, erhöhte 


Beförderungsentgelte etc.) stehen den Verkehrsunternehmen zu. Die dem 
Verkehrsunternehmen vom Aufgabenträger auf Grundlage der Vorauskalkulation 
gewährten Mittel stehen dem Verkehrsunternehmen nur in der nachgewiesenen Höhe zu, 
die für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Aufgabe „Schüler- und Ausbildungsverkehr“ 
erforderlich ist. Die Verteilung der anteiligen Pauschale an das Verkehrsunternehmen darf 
nicht zu einer Überkompensation im Sinne der Ziffer 2 des Anhangs der VO 1370 führen. 


 
5.3 Für die jährliche Abrechnung ist die Einhaltung der beihilferechtlichen Voraussetzungen 


der VO 1370 – Anhang – durch das Verkehrsunternehmen nachzuweisen. Für 
Ausgleichsleistungen gemäß Nr. 2 des Anhangs gilt, dass diese den Betrag nicht 
überschreiten dürfen, der dem finanziellen Nettoeffekt der Summe aller (positiven oder 
negativen) Auswirkungen der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen auf die 
Kosten und Einnahmen des Betreibers eines öffentlichen Dienstes entspricht.  


         Der finanzielle Nettoeffekt ergibt sich aus folgender Berechnung:  


 Kosten, die in Verbindung mit der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung aus Ziffer 2.1 
entstehen 


 abzüglich aller positiven finanziellen Auswirkungen, die innerhalb des Netzes 
entstehen, das im Rahmen der betreffenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
betrieben wird 


 abzüglich Einnahmen aus Tarifentgelten und aller anderen Einnahmen, die in 
Erfüllung der betreffenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erzielt werden 


 zuzüglich eines angemessenen Gewinns(s. Ziff. 5.7) 
 


         Hat die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung Auswirkungen auf etwaige 
andere Beförderungstätigkeiten eines Verkehrsunternehmens, die nicht dieser 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung unterliegen, sind diese (positiven oder negativen) 
finanziellen Auswirkungen zu berücksichtigen, so weit sie quantifizierbar sind.  


         Die Verkehrsunternehmen sind weiter verpflichtet, über die Einhaltung der Regeln des 
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Anhangs zur VO eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers vorzulegen.  
 
5.4 Als Durchführungsvorschriften für die Aufteilung der Einnahmen aus dem 


Fahrscheinverkauf gemäß Art. 4 Abs. 2 VO 1370 werden die Regelungen des 
Einnahmeaufteilungsvertrages im Sinne der Anlage zum Kooperationsvertrag VRL/ZRL 
festgelegt. Mit dem Antrag auf die Schlussabrechnung (Ziffer 7.5) sind die Erträge mittels 
Vorlage der Zuscheidungen der betreffenden Verkehrsverbünde oder -gemeinschaften 
nachzuweisen. 


 
5.5 Berücksichtigungsfähig sind lediglich die Ist-Kosten des Unternehmens, die für die 


Erbringung der fahrplanmäßigen Verkehrsleistung notwendig sind, für die die rabattierten 
Tarife im Ausbildungsverkehr Gültigkeit besitzen. Dies richtet sich nach den jeweils 
geltenden Tarifbestimmungen für den Ruhr-Lippe Tarif. Berücksichtigt werden die 
veröffentlichten, fahrplanmäßig im Gebiet der Stadt Hamm erbrachten Betriebsleistungen 
nach § 42 und § 43 Nr. 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG). Regelmäßige 
Einsatzfahrten, Verstärkungsfahrten und Zusatzangebote im Geltungsbereich der 
Regelung des § 42 und § 43 Nr. 2 PBefG werden berücksichtigt, wenn sie auch dem 
Ausbildungsverkehr gemäß Ziffer 1.2 dienen.  
Nicht berücksichtigungsfähig sind die Kosten des Verkehrsunternehmens, die für 
Nahverkehrsleistungen entstehen, für die die rabattierten Fahrscheine keine Gültigkeit 
besitzen. Als Erlöse sind Einnahmen aus Tarifentgelten oder alle anderen Einnahmen zu 
berücksichtigen, die im Rahmen der zeitlichen und räumlichen Geltung der rabattierten 
Tarife in Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß Ziffer 2.1 und im 
Bereich der in den drei vorhergehenden Sätzen beschriebenen Verkehrsleistungen erzielt 
werden. Maßgeblich ist die Einnahmeaufteilung zwischen den Partnerunternehmen im 
Tarifausschuss Ruhr-Lippe. Werden Verkehrsleistungen in den Gebieten mehrerer 
Aufgabenträger erfüllt, erfolgt eine Kosten- und Erlöszuordnung zum jeweiligen 
Aufgabenträger. Die Zuordnung erfolgt anhand der Wagen-Kilometer (tatsächlich 
erbrachte, fahrplanmäßige Betriebsleistung), die im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers 
gefahren werden. 


 
5.6 Zur Erfüllung der europarechtlichen Transparenzvorgaben ist von dem Unternehmen eine 


Trennungsrechnung auf der Grundlage des internen Rechnungswesens vorzuhalten. Dabei 
soll die Trennungsrechnung den gleichen Zeitraum wie die Jahresabschlüsse umfassen. 
Für alle Unternehmen gelten die Standards zur Kontentrennung gemäß Ziffer 5 des 
Anhangs zur VO 1370. Die Unternehmen, die einen Ausgleich für die Erfüllung von 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erhalten, weisen in ihrer Rechnungslegung 
getrennt aus, welche Kosten ihnen durch die Erfüllung der betreffenden 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß Ziffer 2.1 entstanden sind, welche 
zusätzlichen Erträge, die nicht schon in den Parametern berücksichtigt wurden, sie 
aufgrund der Erfüllung dieser Verpflichtung erzielt haben und welche Ausgleichszahlungen 
erfolgt sind. In der Trennungsrechnung werden sie als Ertrag vereinnahmt. Mittelbare und 
unmittelbare wirtschaftliche Vorteile sind vom Zuwendungsempfänger in der 
Trennungsrechnung zu berücksichtigen. Es hat eine Trennung zwischen den Erträgen- und 
Einnahmen hinsichtlich derjenigen Verkehrsleistungen zu erfolgen, die im Gebiet mehrerer 
Aufgabenträger erbracht werden. Die Schlüsselung hat den Vorgaben der Ziffer 5.5 zu 
folgen. Kostenpositionen (insbesondere Fixkosten), die auch durch andere Tätigkeiten 
eines Verkehrsunternehmen verursacht werden bzw. ihnen zu Gute kommen, sind nur 
anteilig den berücksichtigungsfähigen Kosten zuzuordnen und entsprechend geschlüsselt 
in der Trennungsrechnung aufzuführen. Die Zuordnung dieser Kosten zu den 
berücksichtigungsfähigen Kosten hat durch das Verkehrsunternehmen sachgerecht, nach 
einem unternehmenseinheitlichen Verfahren und objektiv nachvollziehbar zu erfolgen. Die 
Schlüsselungsmethode ist anzugeben und deren Grundlagen sind zu belegen. Die 
Trennungsrechnung ist nach dem Grundsatz der Stetigkeit zu führen. 
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5.7  Als angemessener Gewinn im Sinne der Ziffer 6 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 
wird im Rahmen der Überkompensationsprüfung eine Umsatzrendite in Höhe von 6 % 
festgesetzt. Umsatz in diesem Sinne sind die Erlöse, die ein Verkehrsunternehmen im 
Sinne der Ziffer 5.5 erzielt. Bei wesentlich veränderten Rahmenbedingungen, insbesondere 
bei Änderungen des Zinsniveaus oder der Marktgegebenheiten im ÖPNV-Sektor soll eine 
Anpassung des angemessenen Gewinns erfolgen.    


 
5.8 Ziffer 7 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 verlangt ein Anreizsystem zur 


Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschäftsführung des Betreibers 
eines öffentlichen Dienstes, das objektiv nachprüfbar ist, und das zur Aufrechterhaltung 
einer ausreichend hohen Qualität anhält. Kann ein Verkehrsunternehmen die Kosten des 
Vorjahres im Ausgleichsjahr senken oder die Erlöse erhöhen, ist eine Steigerung des 
angemessenen Gewinns möglich. Das Verkehrsunternehmen darf im Fall der 
Unterschreitung des Defizits aus dem Vorjahr 50% des Differenzbetrages zwischen dem 
Vorjahresdefizit und dem aktuellen Defizit behalten. Zur Berechnung der Unterschreitung 
des Vorjahresdefizits, sind die Kosten und Erlöse auf folgende Weise zu ermitteln: Es 
werden die Kosten pro Wagenkilometer errechnet und mit den Kosten pro Wagenkilometer 
des Vorjahres verglichen. Die prozentuale Verbesserung der Kosten wird mit den 
Gesamtkosten des Vorjahres multipliziert und bildet die Verbesserung der Kosten. Ebenso 
wird bei den Erlösen ein Vergleich der Erlöse pro Wagenkilometer vorgenommen. Die 
prozentuale Verbesserung der Erlöse wird mit den Gesamterlösen des Vorjahres 
multipliziert und bildet die Verbesserung der Erlöse. Eine Verbesserung der Erlöse wird mit 
einer Verbesserung der Kosten summiert. Eine Verschlechterung in einem der beiden 
Bereiche wird von einer Verbesserung im anderen Bereich abgezogen. Ein auf diese 
Weise errechneter positiver Betrag verbleibt zu 50% als zusätzlicher angemessener 
Gewinn beim Verkehrsunternehmen. Ein angemessener Gewinn von insgesamt (inklusive 
dem angemessenen Gewinn aus Ziffer 5.7) mehr als 9% Umsatzrendite darf nicht gewährt 
werden (Kappungsgrenze). 


 
5.9  Ergibt sich aus der nachträglichen Berechnung ein höherer ausgleichsfähiger Betrag als 


der, der über die Vorauszahlung dem Verkehrsunternehmen gewährt wurde, so be-steht 
kein Anspruch des Verkehrsunternehmens auf Ausgleich des Differenzbetrages. 


 
 
5.10 Soweit das Verkehrsunternehmen Zuwendungen aus einem anderen Rechtsgrund erhält 


(etwa einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag) muss die Finanzierung aus der ÖPNV-
Pauschale ebenso wie sonstige Ausgleichsleistungen in die Überkompensationskontrolle 
im Sinne der VO 1370 nach Maßgabe des öffentlichen Dienstleistungsauftrags als 
Erlösposten eingerechnet werden. Maßstab der Überkompensation sind in diesem Fall 
allein die Vorgaben des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, sofern dieser den 
Regelungen des Art. 4, 6 i.V.m. dem Anhang der VO 1370 entspricht und dessen 
Regelungsinhalt ein Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen in Form von 
Höchsttarifen oder der betrieblichen Erbringung einer Verkehrsleistung ist. Es erfolgt keine 
gesonderte Überkompensationskontrolle nach dieser Richtlinie. Die Bemessung der 
Ausgleichsberechnung nach dieser Richtlinie (Ziffer 4) bleibt bestehen. Der öffentliche 
Dienstleistungsauftrag ist von dem Verkehrsunternehmen mit der Antragsstellung 
vorzulegen. 


 
5.11 Hat ein Verkehrsunternehmen aufgrund der Überkompensationskontrolle 


Ausgleichsleistungen zurückzuzahlen, werden diese Mittel auf die anderen durch diese 
Richtlinie begünstigten Verkehrsunternehmen verteilt. Die Verteilung erfolgt nach dem 
Verfahren gemäß Ziffer 4, wobei ein Verkehrsunternehmen lediglich einen Betrag in einer 
Höhe erhalten darf, die zu keiner Überkompensation im Sinne der Ziffer 5 führt. 


 
 







7 
 


6. Anmeldung, Antragsverfahren und Antragsprüfung 
 
6.1 Private und öffentliche Verkehrsunternehmen werden bei der Bewilligung der 


Ausgleichsleistungen gleich behandelt.  
 
6.2 Eine Zuwendung wird nur auf Antrag auf Grundlage dieser Richtlinie gewährt. Die 


Ausgleichsanträge sind rechtsverbindlich zu unterschreiben. Darüber hinausgehende 
Nachweispflichten des Antragstellers sind entsprechend dieser Richtlinie, den Angaben im  


         Antrag und dem Verwendungsnachweis einzuhalten. Die Aufgabenträger bestätigen 
schriftlich den Eingang von Anträgen.  


 
6.3 Der Antrag ist vom Verkehrsunternehmen jeweils bis spätestens zum 31.03. des 


Förderjahres bei dem Aufgabenträger einzureichen. Änderungen, die für das Antragsjahr 
maßgeblich sind, sind dem Aufgabenträger umgehend mitzuteilen. 


 
6.4 Über die vorgelegten Anträge wird nur entschieden, wenn die eingereichten 


Antragsunterlagen vollständig vorliegen und die Ausgleichsvoraussetzungen nach Ziffern 
3.1, 3.3 und 3.4 erfüllt sind. 


 
6.5 Antragsberechtigt sind öffentliche und private Verkehrsunternehmen, die als 


Konzessionsinhaber nach § 42 PBefG und/oder § 43 Nr. 2 PBefG im Ausgleichsjahr im 
Gebiet der Aufgabenträger gemäß § 1 ÖPNVG NRW öffentlichen Personenverkehr 
betreiben. Wird eine Konzession von mehreren Verkehrsunternehmen betrieben, ist nur 
das Verkehrsunternehmen antragsberechtigt, das die Betriebsführerschaft inne hat. 


 
6.6 Gemäß Ziffer 1.2 der VV zu § 44 LHO dürfen Zuwendungen nur solchen Empfängern 


bewilligt werden, bei denen eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint 
und die in der Lage sind, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen. 
Auf der Grundlage aller vom Unternehmen vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, ob die 
Gesamtfinanzierung durch das Unternehmen nach Maßgabe der Ziffer 1.2 VV zu § 44 LHO 
als gesichert angesehen werden kann.  


 
7. Auszahlung, Kontrollrechte und Rückzahlungsverpflichtungen  
 
7.1 Die Bewilligung der beantragten Ausgleichsleistung erfolgt durch einen 


Bewilligungsbescheid, der die Grundlage für die Auszahlung der nach Ziffer 4 ermittelten 
(vorläufigen) Zahlungen darstellt (vorläufige Bewilligung der Ausgleichsmittel). 70% des 
nach Ziffer 4 prognostizierten Betrages werden nach der vorläufigen Bewilligung zum 
15.05., 20% zum 15.10. des jeweiligen Ausgleichsjahres ausbezahlt. Ein etwaig 
verbleibender Ausgleich wird nach der Schlussabrechnung (Ziffer 7.5) in Form einer 
Schlusszahlung ausbezahlt.  
 


7.2 Der Empfänger hat einen Verwendungsnachweis und einen Nachweis über die Einhaltung 
der beihilferechtlichen Vorgaben der VO 1370 zu erbringen. Der Verwendungsnachweis ist 
dem Aufgabenträger bis spätestens zum 31.08. des auf das Ausgleichsjahr folgenden 
Jahres vorzulegen. 


 
7.3 Bis 01.04. des 2. Folgejahres hat der Antragsteller zum Nachweis der Einhaltung der 


beihilferechtlichen Vorgaben durch Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers nachzuweisen, 
ob die Ausgleichsleistungen bei der Nettoeffektberechnung zu einer Überkompensation im 
Sinne von Art. 4, 6 sowie des Anhangs der VO 1370 führen und die Voraussetzungen des 
Anhangs der VO 1370 eingehalten worden sind. Hierbei werden dem Aufgabenträger 
insbesondere die tatsächlich erzielten Erlöse und verursachten Kosten, durch einen 
Wirtschaftsprüfer testiert, mitgeteilt. Im Falle einer Überkompensation werden die 
Ausgleichsleistungen (anteilig) zurückgefordert 
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7.4    Haben mehrere Aufgabenträger Mittel über § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW an ein 


Unternehmen weitergeleitet und hat ein Aufgabenträger mehr als 87,5% seiner 
Ausbildungsverkehrspauschale an das betreffende Unternehmen weitergeleitet, so ist der 
über die 87,5% hinausgehende Anteil vorrangig an den/die Aufgabenträger 
zurückzuerstatten, die mehr als 87,5% der Ausbildungspauschale weitergeleitet haben. Im 
Übrigen ist die Überzahlung im Verhältnis der danach verbliebenen Anteile der 
Aufgabenträger an den Pauschalmitteln an die einzelnen  Aufgabenträger 
zurückzuerstatten. Nicht verausgabte, sowie zurückerhaltene Mittel dürfen vom 
Aufgabenträger nur bis zu sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Mittel 
zurückerhalten wurden, für die Zwecke nach Ziffer 2.4 dieser Richtlinie und nach Maßgabe 
von Ziffer  5.11 weitergeleitet werden. Bis zu diesem Zeitpunkt nicht verausgabte Mittel 
werden dem Land zurückerstattet.  


 
7.5 Der Antrag zur Schlussabrechnung und Schlusszahlung ist bis zum 01.04. des 2. 


Folgejahres zu stellen. Der Aufgabenträger stellt durch einen Bewilligungsbescheid die 
endgültige Ausgleichshöhe, die sich aufgrund der Ex-Post-Abrechnung ergibt, fest 
(endgültige Bewilligung der Ausgleichsmittel). Der Aufgabenträger strebt den Erlass der 
endgültigen Bewilligung und der Schlussabrechnung bis 15.05. des 2. Folgejahres an.  
Nach der Antragsstellung auf die Schlussabrechnung sind eintretende Veränderungen 
(etwa im Hinblick auf Änderungen von Zuscheidungsverträgen in Verkehrsverbünden) 
unbeachtlich (Präklusion). 
Über die Verwendung der Schlusszahlung ist der abschließende Verwendungsnachweis zu 
erbringen. 


 
7.6 Eine Verzinsung von noch ausstehenden oder auf Grund der Einnahmeprognose an das 


Verkehrsunternehmen überzahlten Beträgen findet bis zum Zeitpunkt der 
Schlussabrechnung nicht statt. Eine Rückzahlung des Überzahlungsbetrages nach der 
Schlussabrechnung ist mit fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß 
§ 247 BGB jährlich zu verzinsen. Für die Verzinsung ist auf den Zeitpunkt der 
Schlussabrechnung abzustellen. Die Verzinsung ist auf den Wert der Überzahlung 
begrenzt. Der Aufgabenträger kann eine Verrechnung von noch nicht beglichenen 
Beträgen mit im Folgejahr ausstehenden Beträgen vornehmen. Eine Verzinsung erfolgt 
auch im Falle einer Verrechnung im Folgejahr. 


 
7.7  Der Aufgabenträger ist berechtigt Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 


anzufordern, sowie die Verwendung der Zuwendung durch Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Prüfung durch einen Wirtschaftsprüfer kann als 
Überprüfung durch die zuständige Behörde angesehen werden. Eine vom 
Wirtschaftsprüfer erstellte Trennungsrechnung ist auf Anforderung des Aufgabenträgers 
bereitzustellen. Der Aufgabenträger hat das Recht, bei Vorliegen berechtigter Zweifel die 
dem Testat des Wirtschaftsprüfers zugrunde liegenden Bücher, Belege und sonstigen 
Geschäftsunterlagen von den Verkehrsunternehmen anzufordern und einzusehen. 


 
 
8. Schlussbestimmungen 
 
8.1 Die im Rahmen des Zuwendungsverfahrens gemachten Angaben sind im Sinne von § 264 


Strafgesetzbuch subventionserheblich. Subventionserhebliche Tatsachen, die sich im 
Laufe der Abwicklung des Vorhabens ändern, sind dem Aufgabenträger unverzüglich 
mitzuteilen. 


 
8.2 Die Verwendung der Pauschalen nach § 11a ÖPNVG NRW unterliegt der Prüfung durch 


den Landesrechnungshof. Leiten die Empfänger die Pauschalen an Dritte weiter, so kann 
der Landesrechnungshof auch bei diesen die Verwendung der Mittel prüfen. 
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8.3 Die Ausgleichsleistungen dienen dem Zweck der Beförderung im Schüler- und 


Auszubildendenverkehr und unterliegen daher nach der geltenden Besteuerungspraxis 
nicht der Umsatzsteuer. Für den Fall einer zukünftigen Besteuerung dieser 
Ausgleichsleistungen erhöhen sich die Ausgleichsleistungen nicht automatisch. 


 
8.4  Die Daten des Verkehrsunternehmens werden in den Grenzen der Berichtspflicht des 


Aufgabenträgers gemäß Art. 7 Abs. 1 VO 1370 veröffentlicht. 
 
8.5 Die Termine für die förmliche Antragstellung und die Auszahlung der ersten 


Vorauszahlungsrate im Jahr 2011 gemäß Ziffer 7 kann sich wegen des rückwirkenden 
Erlasses der Richtlinie verzögern 


 
8.6    Diese Richtlinie wird unabhängig von einem etwaigen Erlass gleichlautender oder ähnlicher 


Richtlinien in anderen Landkreisen oder Gemeinden erlassen. Insbesondere besteht keine 
Pflicht zur Aufrechterhaltung der Richtlinie. 


 
8.7 Diese Richtlinie tritt zum 01.01.2015 in Kraft. 


 





